
Abschrift 

 

Nationalsozialistischer Rechtswahrerbund 

 

Ehrengerichtshof 

 

___ 

Berlin W 35, den 10. Februar 1943 

Tiergartenstraße 20/21 

Fernsprecher: 22 8961 

 

Herrn Rechtsanwalt Dr. Heinz Meilicke 

 

Berlin-Charlottenburg 

__________________ 

Schiller Str. 12 

 

Unser Zeichen / KU 216/43 

 

Betrifft: Ehrengerichtsverfahren KOH. 1/42 

 

In der Anlage überreiche ich eine beglaubigte Ausfertigung des Urteils des 

Ehrengerichtshofs des NSRB vom 12. November 19431, nachdem es vom 

Leiter des NSRB am 8. Februar 1943 bestätigt worden ist. 

 

Heil Hitler ! 

 

National-Sozialistischer Rechtswahrerbund 

 

Ehrengerichtshof 

Der Deutschen Rechtsfront 

 

gez. Dr. Gardiewski 

 

1 Abschrift 

1 Handakte 

  

 
1 Das Datum ist vermutlich ein Schreibfehler und muss 1942 lauten. 



U R T E I L 

_________ 

 

In der Ehrengerichtssache gegen das Mitglied 

des Nationalsozialistischen Rechtswahrerbundes 

 

Rechtsanwalt Dr. Heinz M e i l i c k e , 

Berlin-Charlottenburg, Grolman Str. 1 – 2 , 

Bundesmitglieds-Kr. B 93 479, 

 

HAT DER EHRENGERICHTSHOF 

 

des Nationalsozialilstischen Rechtswahrerbundes auf die Beschwerde des Beschuldigten vom 

8. Dezember 1941 gegen das Urteil des Gauehrengerichtes Berlin vom 5. November 1941 in 

der Sitzung vom 12. November 1942 unter Mitwirkung des 

 

Pg. Ministerialrat Singer 

als Vorsitzendem und des 

Pg. Ministerialrat Sibeth, 

Pg. Rechtsanwalt und Notar Koch, 

Pg. Ministerialrat Wenzlau, 

Pg. Rechtsanwalt und Notar Dittmar (?) 

 als Beisitzer 

 

F Ü R   R E C H T   E R K A N N T : 

 

Das Urteil des Gauehrengerichts Berlin vom 5. November 1941 wird aufgehoben. 

Gegen den Beschuldigten wird Antrag auf Ausschluss gestellt. 

  



G r ü n d e : 

__________ 

 

Der Beschuldigte hat gegen das Urteil des Gauehrengerichts Berlin vom 5. November 1941, 

durch das er wegen unzulässiger Judenvertretung mit einem Verweis bestraft wurde und das 

ihm am 26. November 1941 zugestellt worden ist, mit dem am 10. Dezember 1941 beim 

Gauehrengericht eingegangenen Schriftsatz vom 8. Dezember 1941 Beschwerde eingelegt. 

Die Beschwerdebegründung ist am 23. Dezember 1941 beim Gauehrengericht eingegangen. 

Mithin ist die Beschwerde form- und fristgerecht eingelegt; sie führte zur Abänderung des 

angefochtenen Urteils zuungunsten des Beschwerdeführers. 

 

Der Beschuldigte ist 1904 geboren und gegenwärtig UK gestellt als Rechtsberater oder 

Syndikus der Kontinentalen Oel-Akt.-Ges. in Berlin. Um eine Aufhebung der UK-Stellung hat 

er sich nicht bemüht. 

 

Der Beschuldigte, der im Jahre 1930 die grosse Staatsprüfung bestanden hatte, begab sich 

anschließend nach England, um dort in einem grösseren Anwaltsbüro zwei Jahre tätig zu 

sein. Angeblich auf Veranlassung seiner Geschäftsherren meldete er sich zum Eintritt in eine 

englische Loge im Herbst 1931, um, wie er in der jetzigen mündlichen Verhandlung anführte, 

gesellschaftlichen Anschluss zu finden, während er in erster Instanz den Beitritt zur Loge mit 

beruflichen Notwendigkeiten begründete. In der englischen Loge sollen auch vielfache 

Deutsche als Logenbrüder gewesen sein, jedoch nach seiner Darstellung keine Juden. Die 

Loge war der englischen Großloge angeschlossen. Im Frühjahr 1932 kehrte der Beschuldigte 

nach Deutschland zurück und suchte auch hier alsbald Anschluss an die Loge. Man machte 

ihm zur Bedingung, vorher aus der englischen Loge auszutreten. Der Austritt ist unter dem 

11. März 1932 erfolgt. Der Beschuldigte ist im gleichen Jahre der Großen Landesloge von 

Preußen beigetreten und hat dort den 3. Grad erworben, angeblich ohne ein Amt zu 

bekleiden. Er hat ihr bis nach der Machtübernahme, nämlich bis 1935, angehört. 

 

Nach seinen Angaben hat sich der Beschuldigte politisch niemals betätigt, sich auch offenbar 

mit politischen Fragen nicht befasst. Etwa vom Jahre 1924 ab hat er sich in studentischen 

Organisationen dem Sport gewidmet; er war Mitglied des Akademischen Turnvereins in 

Graz, später auch des Akademischen Turnvereins in Berlin und wird dort noch als alter Herr 

geführt. 

 

Der Vater des Beschuldigten war Inhaber einer kleinen Färberei in Berlin. Zum Teil hat der 

Beschuldigte sein Studium als Werkstudent verdient und sich auch früh darum bemüht, 

seinen Lebensunterhalt selbst zu bestreiten. Seit 1933 ist er im Büro des Rechtsanwalts und 

Notars Dr. Böttcher tätig bzw. seit einigen Jahren dessen Sozius. Dort hat der Beschuldigte 

mehrfach jüdische Mandanten betreut und zwar noch mindestens bis in das Jahr 1939 

hinein. 

 

Der Beschuldigte hat den Austritt aus der Loge im Jahre 1935 nicht freiwillig erklärt, vielmehr 

fällt das Ende seiner Mitgliedschaft zusammen mit der Auflösung der drei Altpreußischen 

Logen. 

 



Er hat bekundet, dass er den Beitritt zum NSRB erst erklären konnte und wollte, nachdem 

die Mitgliedschaft bei der Loge erloschen war. Ein früherer Eintritt sei ihm deshalb nicht 

möglich gewesen, weil er die Klärung der Logenfrage abwarten wollte. 

 

Vom Gauehrengericht ist der Beschuldigte in zwei Fällen der Anklage freigesprochen 

worden. Die Beschwerde bezieht sich nur auf die beiden übrigen Fälle, in denen es zu einer 

Verurteilung gekommen ist. 

 

1. Fall: Auftraggeber des Beschuldigten war ein Jude Oppenheimer, der nach London 

ausgewandert war. Durch Notar Dr. Böttcher war die auf den Beschuldigten lautende 

Vollmacht des Juden beurkundet worden. Auf Grund der Anordnung des Stellvertreters des 

Führers vom 19. Dezember 1938 musste der Beschuldigte sich darüber schlüssig werden, ob 

er die Vertretung des Juden Oppenheimer weiter beibehalten oder sie aufgeben wolle. Er 

entschied sich zum letzteren und verständigte hiervon seinen Auftraggeber. Mit Schreiben 

vom 25. März 1939 hat der Jude Oppenheimer bestätigt, dass die Vollmacht erledigt und 

erloschen ist. 

 

Der Bruder des Beschuldigten, Egon Meilicke, ist Grundstücksverwalter und betreute 

insoweit auch ein Grundstück des Juden Oppenheimer. Kaufinteressent war der Preußische 

Staat, vertreten durch die Preußische Bau- und Finanzdirektion. Die Kaufverhandlungen 

speilten sich in den Monaten April bis Juni 1939 ab. Der Bruder des Beschuldigten hatte 

keine ausreichende Vollmacht, um bei einer notariellen Beurkundung des Kaufvertrages für 

den Juden Oppenheimer aufzutreten. er erinnerte sich an die Tätigkeit seines Bruders, des 

Beschuldigten, der seinerseits bedenkenlos seinen Sozius Dr. Böttcher zu bestimmen wusste, 

eine neue Ausfertigung der notariellen Vollmacht zu erteilen und ihm zur Verfügung zu 

stellen. Man hat hierzu den eigentlichen Auftraggeber, den Juden Oppenheimer, nicht 

gehört oder befragt, ob für den Verkauf des in Rede stehenden Grundstücks die seinerzeitige 

– inzwischen erloschene – Vollmacht noch einmal „aufleben“ solle. So kam es zu der 

notariellen Verhandlung vom 21. Juni 1939, bei der der Beschuldigte unter eigenmächtiger 

Vorlage einer an sich erloschenen Vollmacht den Juden Oppenheimer vertrat, ohne dass 

eine Genehmigung des Gaurechtsamtes der NSDAP zu diesem Auftreten für einen Juden 

eingeholt, geschweige denn erteilt, war. Der Beschuldigte gibt alle diese Tatsachen zu und 

entschuldigt sich nur mit dem Hinweis darauf, dass der Preußische Staat es mit dem Ankauf 

des betreffenden Grundstücks ausserordentlich eilig gehabt hätte, dass er also durch seine 

sofortige Mitwirkung die preussischen Staatsinteressen „gegenüber einem Juden“ gefördert 

habe. Der Beschuldigte glaubt auch heute noch, dass es keinen Zweck gehabt hätte, die 

Preussische Bau- und Finanzdirektion auf die Notwendigkeit der Beibringung der 

Genehmigung des Gaurechtsamtes aufmerksam zu machen bzw. sie zu bitten, die 

beschleunigte Erteilung dieser Genehmigung zu vermitteln. 

 

Der Ehrengerichtshof stellt fest, dass der Beschuldigte sich somit bewusst über die 

Anordnung des Stellvertretes des Führers vom 19. Dezember 1938 hinweggesetzt hat, nicht 

etwa um Staatsinteressen wahrzunehmen, sondern um das Notariatsgeschäft für sich 

buchen zu können. Als Mitglied des NSRB und damit als Mitglied eines der NSDAP 

angeschlossenen Verbandes hätte er stattdessen bedingungslos darauf zu achten gehabt, 

dass er seinen persönlichen Rechtspflichten uneingeschränkt nachzukommen habe und sich 

nicht über solche aus irgendwelchen, insbesondere nicht aus materiellen Gesichtspunkten 

hinwegsetzen dürfe. Das zu beanstandende Verhalten des Beschuldigten wird noch dadurch 



in ein besonderes Licht gerückt, dass er es mit seinem Gewissen vereinbaren zu können 

glaubte, eigenmächtig eine erloschene Vollmacht „wieder aufleben“ zu lassen, um sich und 

seinen Bruder ein Geschäft zu sichern, d.h. also durchaus aus eigennützigen Motiven heraus. 

 

2. Fall: Der Beschuldigte hat das Amt eines Vorsitzenden des Aufsichtsrats der Villen-

Parzellen-Akt.-Ges. innegehabt. Es steht auch nach der Angabe des Beschuldigten eindeutig 

fest, dass die Aktionäre dieser Gesellschaft Volljuden waren, die nach dem Ausland 

ausgewandert sind. Diese Juden haben ihre Aktien an zwei Kaufleute, namens Zinn und Tzyn, 

verpfändet, die Gläubiger der Aktiengesellschaft sind und über deren rassische Zugehörigkeit 

Genaueres nicht festzustellen ist. Bei der verschiedenen Schreibweise der Namen liegt der 

Verdacht nahe, dass es sich auch hier um aus dem Osten zugewanderte Juden handelt. Die 

Gesellschaft befindet sich in Liquidation. Der Beschuldigte hatte also zu prüfen, ob er als 

Aufsichtsratsvorsitzender im Sinne der Anordnung des Stellvertreters des Führers vom 19. 

Dezember 1938 Juden vertritt, wenn er Aufsichtsratsvorsitzender dieser jüdischen 

Gesellschaft ist. Wie die Anhörung des Beschuldigten ergibt, hat sich der Beschuldigte 

hierüber überhaupt keine Gedanken gemacht. Für die Zwecke seines Auftretens im 

Ehrengerichtsverfahren trägt er als Entschuldigung vor, dass er doch nur die Rechte der 

arischen Gläubiger der in jüdischen Händen befindlichen Aktiengesellschaft wahrgenommen 

habe. 

 

Der Beschuldigte kann mit seiner Einlassung nicht gehört werden. Ein 

Aufsichtsratsvorsitzender, wenn er auch lediglich alljährlich einmal Liquidationsbilanzen 

überprüft und damit unmittelbar den Gläubigern seiner Gesellschaft dient, vertritt letzten 

Endes die Gesellschaft und deren Gesellschafter. Er hat Anordnungen zu treffen und und in 

mancherlei Fällen auch die Gesellschaft nach aussen hin zu vertreten bei Massnahmen, die 

die im Endergebnis immer sich für oder gegen die gesamte Gesellschaft als solche 

auswirken. Mithin hat nach Auffassung des Ehrengerichtshofes der Beschuldigte hier ganz 

unzweifelhaft eine Judenvertretung ausgeübt, zu deren Übernahme bzw. Beibehaltung vom 

1. April 1939 ab er eine Genehmigung des Gaurechtsamtes der NSDAP bedurft hätte. Sie ist 

zugestandenermaßen weder beantragt noch erwogen worden. Wenn schon, wie der 

Beschuldigte u.a. ausführt, es ihm zweifelhaft war, ob eine Judenvertretung vorlag, so wäre 

es denn seine Pflicht gewesen, nicht nach eigenem Gutdünken eine ihm günstige Auslegung 

sich zurecht zu legen, sondern die Entscheidung bei dem für ihn zuständigen Gaurechtsamt 

einzuholen. Daran hat aber dem Beschuldigten auch aus materiellen Gründen gar nichts 

gelegen. 

 

Auch in diesem zweiten Falle zieht der Ehrengerichtshof aus dem Tatbestand und den 

eigenen Erklärungen des Beschuldigten die gleichen Schlussfolgerungen wie im ersten Fall. 

 

Der damit festgestellte Tatbestand, der auch schon vom Gauehrengericht Berlin festgehalten 

war, gab letzterem Veranlassung, auf einen Verweis nach § 29 Ehrengerichtsordnung zu 

erkennen. Das Gauehrengericht ist seinerseits davon ausgegangen, dass die einzelnen 

Vorgänge nur einen Ausschnitt aus der Einstellung des Beschuldigten zum 

Nationalsozialismus und zu den Pflichten des Rechtswahrers abgegeben haben. Sein 

persönliches Auftreten auch vor dem Ehrengerichtshof hat erkennen lassen, dass der 

Beschuldigte sich nicht bemüht und auch nicht gewillt ist, sich mit nationalsozialistischen 

Gedankengängen zu befassen und aus seiner politischen Reserve herauszutreten. Wenn er 

schon vor dem Gauehrengericht eindeutig zu verstehen gab, dass ihn noch im Jahr 1935 der 



Wunsch leitete, erst einmal abzuwarten, ob der Nationalsozialismus sich durchsetzen werde, 

wenn er des weiteren vor dem Gauehrengericht und auch vor dem Ehrengerichtshof 

bekundete, dass er nicht aus eigener Entschliessung aus der Freimaurerloge ausgeschieden 

ist, so liegt darin der eindeutige Beweis dafür, dass der Beschuldigte sich auch heute noch 

nicht, bald 10 Jahre nach dem Umbruch, über seine innere Haltung entschieden hat und 

seine besondere Verpflichtung als Rechtswahrer nicht erkennen will. So nimmt es an sich 

auch nicht wunder, wenn er im Jahre 1939 glaubte, über Anordnungen des Stellvertreters 

des Führers sich unbedenklich hinwegsetzen zu können bzw. nicht nachzuprüfen, ob eine 

überkommene Vertretung einer genehmigungspflichtigen Judenvertretung gleichkommt. 

Der Ehrengerichtshof bewertet die allgemeine Einstellung des Beschuldigten, wie sie 

schriftlich und mündlich zutage getreten ist, noch schwerwiegender als das Gauehrengericht 

Berlin. Der Ehrengerichtshof sieht im Zusammenhang hiermit in den im Tatbestand 

festgehaltenen Handlungen gröbliche Verstösse gegen die nationalsozialistischen 

Grundsätze. Einwandfrei steht auch fest, dass der Beschuldigte sich unbelehrbar interesselos 

zeigt. Mithin war gegen den Beschuldigten gemäss §§ 40 Abs. 1 Ziffer 3 und Abs. 2 Ziffer 3 

<???> der Antrag auf Ausschluss aus dem NSRB zu stellen. 

 

gez. Singer 

Für die Richtigkeit: 

Kümmel  LS:National-Soz. 

   Rechtswahrerbund 

   Ehrengerichtshof 

   der Deutschen 

   Rechtsfront 

 

 

  



Anmerkungen 

 

Josef Singer (Oberregierungsrat, Reichsamtsleiter im Reichsrechtsamt der NSDAP, 

Reichsgruppenwalter, Rechtspfleger im Nationalsozialistischen Rechtswahrerbund NSRB) 

 

Karl Dittmar, RA und Notar, 1940 Büro in Potsdamer Str. 177 

 

 


